SITZUNGSVORLAGE

Betreff:

LANDESHAUPTSTADT

P S

i
WIESBADEN

T

Nr.|l21-V-63-0003

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Dezernat(e) IV/63

Baugrundstiick: Wiesbaden, Ludwig-Erhard-Strafe 86 , Neubau eines Wohnheims der
Lebenshilfe Wiesbaden e.V. fir Menschen mit besonders herausfordernden Verhaltensweisen

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich {
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich "
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich erforderlich "
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich "
- der HGO nicht erforderlich erforderlich {
StraRenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich "
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich {
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich {
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefiillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich {+
Kommission nicht erforderlich erforderlich £
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich "
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich "
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder L]
iLasdst(\:/ﬁlrjzrsdnetenversammlung nicht erforderlich ¢ erforderlich {*
Eingangsstempel Amt 16 offentlich e nicht 6ffentlich

[] wirdim Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent/in

Markus GaBner

Vermerk Kd&mmerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[] - siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden,

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] griin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfligte Ausgaben (lIst): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um

[ ] Mehrkosten
[] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. - (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung k(i):tgn Bedairrfépllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

In unmittelbarer Nachbarschaft zur HSK-Klinik ist die Errichtung eines Wohnheimes fiir
Menschen mit besonders herausfordernden Verhaltensweisen geplant. Die Realisierung des
Projektes erfordert eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes "Neue Kliniken
in WI-Dotzheim - Dotzheim 1979/1" hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung in Bezug auf die
besondere Wohnform und eine Befreiung hinsichlich einer Uberbauung von nichtiiberbaubaren
Flachen vor der Baugrenze im Umfang des gesamten Neubaus einschliel3lich Zuwegung.

Anlagen: Liegenschaftsplan, Freiflachenplan, Grundriss Erd- und Untergeschoss, Ansichten

C Beschlussvorschlag:

Der Erteilung der Baugenehmigung fur die Errichtung eines Wohnheims fiir Menschen mit
besonders herausfordernden Verhaltensweisen und der Erteilung von Befreiungen von den
Festsetzungen des Bebauungsplanes ,Neue Kliniken in Wi-Dotzheim - Dotzheim 1979/1" von

a) der Art der baulichen Nutzung ,,Baugrundsttick fir den Gemeinbedarf -Kliniken* fiir die
geplante Nutzung - Wohnheim fir Menschen mit besonders herausfordernden
Verhaltensweisen -

b) der Uberbauung von nichtiiberbaubaren Flachen vor der Baugrenze im Umfang des
gesamten Neubaus einschlief3lich Zuwegung

wird zugestimmt.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/MessgrofRen, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Fur das HSK-KIlinikgelande existiert der rechtsverbindliche Bebauungsplan ,,Neue Kliniken in Wi-
Dotzheim - Dotzheim 1979/1". Das Gesamtgelénde ist hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung als
~Baugrundstick fur den Gemeinbedarf - Kliniken" festgesetzt; bezliglich des Mal3es der baulichen
Nutzung sind eine GRZ von 0,35, eine GFZ von 0,7 sowie eine Geschosszahl zwischen 1 und 7
festgesetzt. Bauvorhaben sind daher bauplanungsrechtlich auf der Grundlage von § 30
Baugesetzbuch (BauGB) (ggf. in Verbindung mit 8 31 BauGB) und den einschlagigen
Ortssatzungen der Landeshauptstadt Wiesbaden zu beurteilen.

Beabsichtigt ist die Errichtung eines zweigeschossigen Gebaudes auf einem speziell fir diesen
Zweck ausparzellierten 3999 m2 groRen Grundstlck. Geplant ist ein Wohnheim fiir Menschen mit
besonders herausfordernden Verhaltensweisen, mit drei Wohngruppen und einem Aufenthalt- und
Therapiebereich im Erdgeschoss. Hauswirtschafts- und Verwaltungsrdume befinden sich im
Untergeschoss. Das Wohn- und Betreuungsangebot richtet sich an den folgenden Personenkreis:

- Menschen mit Intensivbetreuung

- Menschen mit einer erhéhten Intensivbetreuung
- Autisten.

Da diese besondere Wohnform hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung nicht mit den
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Festsetzungen des Bebauungsplanes Ubereinstimmt, kann diese Nutzung nur im Wege einer
Befreiung gemal § 31 Baugesetzbuch (BauGB) zugelassen werden. Auch die Festsetzung Uber die
nichtbebaubaren Flachen wird nicht eingehalten, da der gesamte Neubau einschlie3lich der
Zuwegung auf nichtbebaubaren Flachen geplant ist. Die Brutto-Grundflache des Gebaudes betragt
1397,68 mz2; 229,63 m2.

GemalR § 31 Abs. 2 BauGB kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes befreit werden,
wenn die Abweichung stadtebaulich vertretbar ist, die Grundzlge der Planung nicht beriihrt werden
und die Abweichung auch unter Wirdigung nachbarschaftlicher Interessen mit den 6ffentlichen
Belangen vereinbar ist.

Das Vorhaben dient als Wohnheim fir Menschen mit besonders herausfordernden
Verhaltensweisen mit einem hohen Therapie- und Betreuungsbedarf und ist als Einrichtung fiir den
Gemeinbedarf einzustufen. Die beantragte Nutzung ist gegentber der bestehenden Hauptnutzung
(mit dem Neubau der Helios Dr. Horst Schmidt Kliniken (HSK) und den bestehenden
Klinikgebauden) hinsichtlich der Flacheninanspruchnahme, sowie unter Berlicksichtigung der Lage
am Rande des Klinikgelandes und der geringen raumlichen Wirkung, als deutlich untergeordnet und
gegeniber der Kliniknutzung insgesamt als nicht stérend einzustufen. Der inhaltliche Bezug der
Nutzung zur HSK ist durch die Fachklinik ,,Psychiatrie und Psychotherapie“ gegeben. Dort kdnnen
die Bewohner im Akutfall zur Behandlung verlegt werden.

Die Befreiung beruhrt nicht die Grundzlge der Planung, da lediglich von einer ,Unterfestsetzung”
befreit werden soll.

Nachbarrechte sind nicht beeintrachtigt.

Das Vorhaben liegt auRerhalb der zur Ludwig-Erhard-Stral3e und der norddstlich im Bebauungsplan
»Neue Kliniken in Wi-Dotzheim - Dotzheim 1979/1" festgesetzten Baugrenzen und somit auf3erhalb
der bebaubaren Grundstticksflache, innerhalb der als Freihalteflachen im Klinikerweiterungsbereich
zur Verfugung gestellten und zur Errichtung einer Larmschutzanlage vorgesehenen Flachen. Das
Vorhaben soll auf einer Gesamtflache von 3.999 m2 errichtet werden und beansprucht durch die
geplante ein- bis zweigeschossige Einrichtung eine Grundflache von 1397,68 m2. Weitere 229,63 m2
werden fir die ErschlieBung des Untergeschosses versiegelt. Die insgesamt Uberbaute Flache
betragt 1627,31 m2

Die oben genannte Freihalteflache, welche im Zuge der Bebauung des Klinikgelandes als solche
vorgesehen war, soll nach hierzu erfolgten Abstimmungen der Fachamter und auf Grundlage des
Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung vom November 2017, auf eine 6stlich liegende
Flache innerhalb der Gemeinbedarfsflachen verlagert und durch eine Baulast gesichert werden.
Aufgrund der gegentiber dem Gesamtgelande nur geringfugigen Flacheninanspruchnahme und
dem Erhalt der Freihalteflachen bestehen zu dem vorgesehenen Flachentausch keine
stadtebaulichen Bedenken. Die beantragte Bebauung ist, gegentiber der Hauptnutzung mit dem
Klinikgebaude der HSK, von untergeordneter Grol3e und auch diesbeziiglich stadtebaulich
vertretbar.

Nach Ziffer 1.4 der Richtlinie Uber die Beteiligung der Kérperschaften der Landeshauptstadt
Wiesbaden behélt sich die Stadtverordnetenversammlung die Entscheidung zur Herstellung des
gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 BauGB vor bei Vorhaben, flr die eine Befreiung von den
Festsetzungen eines Bebauungsplans erteilt werden soll, soweit die Festsetzungen des
Bebauungsplans in erheblichem MalRe durchbrochen werden und die Befreiung sich nicht als ein
Vorgriff auf eine bereits beschlossene Anderung des Bebauungsplans darstellt.

Il. Demografische Entwicklung
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(Hier ist zu berlcksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich andert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugéanglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des offentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhigerechte
Aufziige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

Das beantragte Vorhaben berticksichtigt die dffentlich-rechtlichen Anforderungen an die
Barrierefreiheit.

IV. Ergénzende Erlduterungen
(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepriift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 15. Méarz 2021

Markus Gal3ner
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

